
Chronik der Zeit
6. August bis 5. September 1993

6. 8. - Polen/Rußland. Die letzte in Polen
stationierte Einheit der früheren Sowjetar-
mee verläßt das Land. In Warschau verbleibt
lediglich eine aus 30 Offizieren bestehende
Militärmission, um die Durchreise der aus der
ehemaligen DDR abziehenden russischen
Truppenkontingente zu überwachen. — Am
25. 8. unterzeichnen die Präsidenten Jelzin
(Rußland) und Walesa (Polen) in Warschau
eine gemeinsame Erklärung, in der es u.a.
heißt, Rußland nehme den Wunsch Polens
nach Mitgliedschaft in der NATO zur Kennt-
nis. Diese Mitgliedschaft richte sich nicht
gegen die Interessen anderer Staaten. Der
polnische Außenminister Skubiszewski for-
dert die NATO auf, die Hindernisse für neue
Mitglieder aus Mitteleuropa zu beseitigen.

Japan. Das Parlament in Tokio wählt Mori-
hiro Hosokawa (Neue Japan-Partei) mit kla-
rer Mehrheit zum neuen Regierungsschef.
Hosokawa erhält 262 Stimmen, für den Ge-
genkandidaten der Liberal-Demokratischen
Partei (LDP), die nach ihrer Wahlniederlage
in die Opposition gehen muß (vgl. „Blätter",
9/1993, S. 1033), werden 224 Stimmen abge-
geben. Der Koalitionsregierung, der ersten
seit 1955, gehören sieben Parteien an. Stärk-
ste Partei sind die Sozialdemokraten, die im
Kabinett (20 Mitglieder) sechs Ministerpo-
sten besetzen. -Am 15. 8. spricht Hosokawa
als erster japanischer Regierungschef gegen-
über den Opfern der japanischen Expan-
sionspolitik im Zweiten Weltkrieg eine for-
melle Entschuldigung aus. Anlaß ist der
48. Jahrestag der Kapitulation Japans am
15. August 1945.

9. 8. - NATO. Der Nordatlantikrat geneh-
migt auf einer Sitzung in Brüssel die von
einem Militärausschuß ausgearbeiteten Ein-
satzpläne für Luftangriffe gegen serbische
Stellungen rund um Sarajewo (vgl „Blätter",
9/1993, S. 1034). Ein Termin für mögliche
Operationen wird jedoch nicht genannt. In
Presseberichten heißt es, ein Einsatzbefehl
könne erst nach Zustimmung des Generalse-
kretärs der Vereinten Nationen erfolgen.

-Belgien. Prinz Albert von Lüttich legt vor
Senat und Kammer in Brüssel den Eid auf die
Verfassung ab und wird damit als Albert II.

sechster König und Staatsoberhaupt der Bel-
gier. Albert ist direkter Thronfolger seines
am 31. Juli d. J. unerwartet verstorbenen äl-
teren Bruders König Baudoin I.

12. 8. -Rußland. Präsident Jelzin setzt sich
in einer Rede vor Mitarbeitern der Medien in
Moskau erneut für vorgezogene Parlaments-
wahlen noch im Herbst dieses Jahres ein.
Diese Frage habe höchste Priorität: „Wenn
das Parlament die Entscheidung nicht selber
fällt, wird das der Präsident tun." Parlaments-
präsident Chasbulatow erklärt dazu am 14.
8., der Herbst sei nicht der richtige Zeitpunkt
für Wahlen zum Obersten Sowjet. -Am 13. 8.
konferiert Jelzin in Petrosawodsk (Republik
Karelien) mit den Vertretern von 88 russi-
schen Republiken und Gebieten über seinen
Vorschlag zur Einrichtung eines Föderations-
rates, über dessen legislative Rechte jedoch
keine Einigung erzielt wird. - Am 1. 9. sus-
pendiert Jelzin per Dekret seinen Stellvertre-
ter Ruzkoi sowie den stellvertretenden Mini-
sterpräsidenten Schumeiko „vorüberge-
hend" von ihren Ämtern und begründet die-
sen Schritt mit den öffentlich erhobenen Kor-
ruptionsvorwürfen gegen beide Politiker.
Das Parlament bezeichnet die Amtsenthe-
bung Ruzkois als unwirksam.

16. 8. - Jugoslawien. Nachkurzer Unter-
brechung wird in Genf die Friedenskonfe-
renz über Bosnien-Herzegowina fortgesetzt.
Im Mittelpunkt steht die Festlegung der inne-
ren Grenzen des künftigen Staatenbundes
auf der Basis der am 30. Juli d. J. erzielten
grundsätzlichen Einigung (vgl. „Blätter", 3/
1993, S. 1032). Kurz nach Eröffnung der
neuen Verhandlungsrunde teilt ein UN-
Sprecher den Beschluß von Serben, Musli-
men und Kroaten mit, die bosnische Haupt-
stadt Sarajewo für eine Übergangsperiode zu
entmilitarisieren und der Verwaltung der
Vereinten Nationen zu unterstellen. Einzel-
heiten müßten noch ausgearbeitet werden.
Der bosnische Präsident Izetbegovic legt am
17. 8. den Entwurf einer Karte mit den Gren-
zen der künftigen „Union der Republiken
von Bosnien-Herzegowina " vor, der von ser-
bischer und kroatischer Seite als „Maximal-
forderung" zurückgewiesen wird. Die bei-
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den Kovorsitzenden Owen (EG) und Stolten-
berg (UNO) unterbreiten am 20. 8. einen
Kompromißvorschlag, dem Serben und Kroa-
ten zustimmen, während die Muslime ableh-
nen. Anschließend wird die Konferenz erneut
für zunächst zehn Tage unterbrochen, um
allen Teilnehmern eine „Denkpause" für in-
terne Beratungen einzuräumen. - Am 24. 8.
proklamieren die bosnischen Kroaten in
Livno eine „Kroatische Republik Herceg-
Bosna". - Am 27.8. fordert Präsident Izetbe-
govic in Sarajewo Neuverhandlungen über
den Owen-Stoltenberg-Plan. Dabei gehe es
vor allem um den für das muslimische Bos-
nien lebenswichtigen Zugang zur Adria. Im
Gespräch mit Owen und Stoltenberg am
31. 8. in Genf verlangt Izetbegovic einen Ge-
bietszuwachs um sechs Prozent und den
Landzugang zum Mittelmeer. Die Genfer
Verhandlungen werden am 1.9. ohne Fest-
setzung eines neuen Termins vertagt.

19.8.- Irak/USA. Amerikanische Kampf-
flugzeuge bombardieren Stellungen der ira-
kischen Flugabwehr bei Mosul im Nordirak.
Zur Begründung heißt es, der Irak habe in der
von den Vereinten Nationen errichteten
Flugverbotszone nördlich des 36. Breitengra-
des zwei Luftabwehrraketen gestartet. In
einem Schreiben an UN-Generalsekretär
Boutros Ghali protestiert der irakische Au-
ßenminister as-Sahaf und erklärt, seine Re-
gierung erkenne diese Flugverbotszone
nicht an.

20. 8. - UNO. Der Sicherheitsrat nominiert
in New York 23 Kandidaten als Richter für
das Internationale Tribunal zur Verfolgung
von Kriegsverbrechen im ehemaligen Jugos-
lawien (vgl. „Blätter", 6/1993, S. 644). Die
entsprechende Resolution 857 (1993) wird
ohne Gegenstimmen angenommen. — Am
26. 8. spricht Generalsekretär Boutros-Ghali
vor dem Fünften Ausschuß (Verwaltung und
Budget) der Generalversammlung von einer
„beispiellosen Finanzkrise" der Weltorgani-
sation und kündigt drastische Sparmaßnah-
men an, die zunächst bis zum Jahresende be-
fristet sind. Falls sich die Situation bis dahin
nicht gebessert hat, werde er Vorschläge für
„grundsätzliche Änderungen" machen. Der
Generalsekretär beziffert am 1. 9. in einem
Interview mit dem französischen Fernsehen
die ausstehenden Beträge mit umgerechnet
mehr als drei Mrd. DM. Lediglich sieben

184 Mitgliedstaaten hätten ihren Beitrag
vollständig entrichtet.

25. 8. - Niederlande. Außenminister
Kooijmans empfängt in Den Haag die beiden
Jugoslawien-Vermittler Owen (EG) und Stol-
tenberg (UNO). Anschließend heißt es, Kooij-
mans sehe eine tiefe Kluft zwischen der ge-
planten Dreiteilung Bosniens und den ur-
sprünglich von der Europäischen Gemein-
schaft für eine Friedensregelung formulier-
ten Prinzipien. Eine ähnliche Ansicht vertritt
der niederländische EG-Kommissar van den
Broek, der Owen in einem Interview mit dem
in Rotterdam erscheinenden „NRC-Handels-
blad" eine „Kapitulationsstrategie" vorwirft,
die Gewalt legitimiere.

- USA/China. Die amerikanische Regie-
rung verhängt Sanktionen gegen die VR
China, die sich vor allem auf die Lieferung
von Gütern der Hochtechnologie und der
Raumfahrt beziehen. Als Grund für die Maß-
nahme wird in Washington angegeben,
China habe Teile seiner M11-Mittelstrek-
kenrakete an Pakistan weitergegeben und
damit gegen die Regeln zur Nichtverbreitung
von Raketentechnologien (Missile Technolo-
gy Control Regime/MTCR) verstoßen. Das
Außenministerium in Peking bezeichnet die
Sanktionen als „völlig ungerechtfertigt".
China behalte sich weitere Schritte vor.
27. 8. - Naher Osten. Der israelische
Außenminister Peres erörtert mit seinem
amerikanischen Kollegen Christopher ein
„Pilotprojekt" zur Einführung einer begrenz-
ten palästinensischen Selbstverwaltung in
dem von Israel besetzten Ghazastreifen und
der Stadt Jericho. Das mehrstündige Ge-
spräch, das in der Nähe des Urlaubsortes von
Christopher in Kalifornien stattfindet, wird
zunächst geheimgehalten und erst nach Ab-
schluß vom State Department in Washington
bestätigt. Am Rande einer Kabinettssitzung
in Jerusalem wird am 29. 8. bekannt, das Pro-
jekt sei in vertraulichen Verhandlungen von
Vertretern der israelischen Regierung und
der Palästinensischen Befreiungs-Organisa-
tion (PLO) ausgearbeitet worden. Eine be-
sondere Rolle als Vermittler bei den in der
Umgebung von Oslo geführten Geheimver-
handlungen hätten der norwegische Außen-
minister Johan Jörgen Holst und sein Vor-
gänger Thorvald Stoltenberg gespielt; beide
gehören der regierenden Arbeiterpartei an.
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Das israelische Kabinett befaßt sich auf einer
Sondersitzung am 30. 8. mit einem Grund-
satzpapier („Ghaza und Jericho zuerst") und
stimmt der schrittweisen Einführung einer
palästinensischen Selbstverwaltung mit 16
Stimmen bei zwei Enthaltungen zu. Premier-
minister Rabin erklärt im Anschluß an die Sit-
zung, er hoffe, daß die Übereinkunft mit den
Palästinensern während der 11. Runde der
Nahost-Friedensverhandlungen unterzeich-
net werden könne, die am 31.8. in Washing-
ton beginnt. Die parlamentarische Opposi-
tion in Israel ruft zu Protestdemonstrationen
auf, auch von Teilen der PLO wird die Ver-
einbarung mit Israel abgelehnt. Der PLO-
Vorsitzende Arafat teilt am 4.9. im Haupt-
quartier der Organisation in Tunis mit, er ver-
füge über die Unterstützung aller wichtigen
palästinensischen Organisationen für das
Projekt der Teilautonomie. In naher Zukunft
könnten Erklärungen über die gegenseitige
Anerkennung zwischen Israel und der PLO
ausgetauscht werden. Arafat nimmt Kontakt
mit verschiedenen arabischen Regierungen
auf, Peres führt Gespräche u. a. in Brüssel
und Paris.

,30. 8.-1. 9. - Schweiz. Auf Einladung der
Regierung (Bundesrat) findet in Genf eine
Konferenz über den Schutz der Kriegsopfer
(International Conference for the Protection
of War Victims) statt. Teilnehmer sind die
Vertragsstaaten der vier Genfer Konventio-
nen zum Schutz von Kriegsopfern von 1949
und ihrer Zusatzprotokolle von 1977 sowie
die übrigen Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen und zahlreiche Beobachter. Die
Konferenz, die auf eine Anregung des Inter-
nationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK)
zurückgeht, endet mit einem Appell, der die
Zunahme der Grausamkeiten in den kriege-
rischen Konflikten der Gegenwart verurteilt
und zur Einhaltung und Durchsetzung der
Normen des humanitären Völkerrechts und
zur Verfolgung von Kriegsverbrechen auf-
ruft. Die „ethnische Säuberung" wird als
„abscheuliche Praxis" (odious practice) be-
zeichnet. Die Schweiz erhält den Auftrag, zur
Weiterbearbeitung der in Genf diskutierten
Probleme eine internationale Expertengrup-
pe einzusetzen.

1. 9. - USA. Verteidigungsminister Aspin
und der scheidende Stabschef Powell erläu-
tern in Washington das Ergebnis einer Über-
prüfung der Streitkräfte (Bottom-Up Review)

durch das Pentagon. Dabei stehe im Vorder-
grund, ob und mit welchem Aufwand die
amerikanischen Streitkräfte sich gleichzeitig
in zwei größeren regionalen Konflikten en-
gagieren könnten. Die Studie nennt als Bei-
spiel parallele Konflikte auf der koreanischen
Halbinsel und im Nahen Osten. Der entschei-
dende Faktor sei die angestrebte Konzentra-
tion auf die verstärkte Mobilität der Truppen
und die ständige Modernisierung ihrer tech-
nischen Arsenale. Die Mannschaftsstärke
solle innerhalb der nächsten fünf Jahre von
1,7 auf 1,4 Mio., die Zahl der aktiven Divisio-
nen von 14 auf 10 zurückgehen.

- UNO/NATO. UN-Generalsekretär Bou-
tros-Ghali und NATO-Generalsekretär Wör-
ner treffen sich in Genf zu einem weiteren
Meinungsaustausch (vgl. „Blätter", 6/1993,
S. 646). In einer Pressemitteilung heißt es,
Themen seien der Konflikt in Bosnien-Herze-
gowina und die Rolle der NATO bei der Un-
terstützung friedenserhaltender Maßnah-
men (peace-keeping missions) der Vereinten
Nationen im ehemaligen Jugoslawien.

2. 9. - USA/Rußland. Der amerikanische
Vizepräsident Gore und der russische Mini-
sterpräsident Tschernomyrdin unterzeich-
nen in Washington eine Reihe von Abkom-
men über die Zusammenarbeit auf dem Ener-
giesektor, in der Weltraumforschung und bei
der Erdbeobachtung. In einem Memoran-
dum erklärt sich Rußland bereit, das multila-
terale Kontrollregime zur Nichtverbreitung
von Raketentechnologien (MTCR) anzuwen-
den, dem neben den USA 22 weitere Staaten
angehören.

3. 9. - Ukraine/Rußland. Der ukraini-
sche Präsident Krawtschuk und der russische
Präsident Jelzin vereinbaren bei einer Be-
gegnung in der Nähe von Jalta den Abzug
derauf dem Territorium der Ukraine gelager-
ten Nuklearraketen und ihre Zerstörung auf
dem Gebiet der Russischen Föderation. Das
Uran der 1800 Sprengköpfe solle zur Ver-
wendung in ukrainischen Kernkraftwerken
zurückerstattet werden. In Presseberichten
heißt es weiter, die Ukraine verzichte auf die
ihr zustehende Hälfte der ehemaligen sowje-
tischen Schwarzmeerflotte und erhalte dafür
von Rußland einen Schuldenerlaß. Für die
Benutzung der Marinebasis Sewastopol auf
der Krim werde Rußland außerdem eine
Pachtgebühr bezahlen.
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